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Mündliche Anfragen  
 
für die 39. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
am 25. September 2013 
  
 
 
Geschäftsbereich des Finanzministeriums 
 
 

*26 Abgeordneter 
Ralf Witzel  FDP 

Aktueller Sachstand im Trägerstreit über Ei-
gentumsfragen und Rechtsformwahl – Schei-
tert die Provinzial-Fusion von Rheinprovinz 
und Westfalen an einer unüberwindbaren 
Interessenskollision ihrer Protagonisten?  
 
Der Wirtschaftsdienst „Platow-Brief“ meldet am 
8. Juli 2013 mit seinem Beitrag „Provinzial-
Fusion droht angeblich das Aus“, dass die un-
terschiedlichen Träger nach jetzigem Stand der 
Fusionsgespräche kaum noch mit einer Eini-
gung rechnen würden. Damit wäre wie auch 
schon in früheren Jahren das Fusionsvorhaben 
der öffentlichen Assekuranz in Nordrhein-
Westfalen gescheitert. 
 
Als zentraler Grund wird die stark divergierende 
Interessenlage bei der Rechtsformwahl für eine 
denkbare gemeinsame Holding seitens der Trä-
ger benannt (AöR oder AG-Lösung).  
 
Der SVWL-Vizepräsident hat hingegen noch am 
25. Juni 2013 in einer Landtagsanhörung betont, 
sich in die Rechtsformfrage nicht einmischen zu 
wollen. Diese Frage sei von den beiden Vor-
ständen der Provinzialen zu bewerten und zu 
entscheiden. (Wortprotokoll HFA, APr 16/279, 
S. 74/75). 
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Im Zusammenhang mit Entscheidungen zur 
Rechtsformwahl stellen sich auch ökonomisch 
relevante Eigentumsfragen. Hierbei ist auch der 
bundesweit einmalige Vorgang der aktuellen 
Ausschüttungsklage von Relevanz. Bereits am 
24. Juni 2013 haben drei Aufsichtsratsmitglieder 
der Provinzial NordWest Holding AG beim 
Landgericht Münster Klage eingereicht, um die 
Unwirksamkeit des Beschlusses der letzten Pro-
vinzial-Hauptversammlung vom 28. Mai 2013 
über die Gewinnverwendung für das Geschäfts-
jahr 2012 gerichtlich feststellen zu lassen. Der 
Hauptversammlungsbeschluss sieht vor, dass 
mehr als 70 Millionen Euro an die Eigentümer 
ausgeschüttet werden sollen. Das entspricht 
über 85 Prozent des gesamten Jahresüber-
schusses und einer Verzinsung des Nenngrund-
kapitals von fast 44 Prozent. Die Kläger halten 
diese Ausschüttungspolitik für ein zwar mittler-
weile in privater Rechtsform befindliches, aber 
bezüglich seines Auftrags weiter öffentlichen 
Zwecken verpflichtetes Unternehmen für unan-
gemessen und rechtswidrig. 
 
Materiell-rechtlich sind die Rechtsverhältnisse 
öffentlich-rechtlicher Versicherungsanstalten in 
Nordrhein-Westfalen geregelt worden durch das 
Preußische Sozietätengesetz, dessen Fortgel-
tung als Landesrecht auch seitens des Landes-
gesetzgebers seinerzeit ausdrücklich anerkannt 
worden ist. Ein öffentlicher Versicherer hat nach 
diesem Auftrag „nur im Interesse des gemeinen 
Nutzens“ zu arbeiten. 
 
§ 19 hat ursprünglich sogar ausdrücklich in Ab-
grenzung zu privaten Aktiengesellschaften ein 
Ausschüttungsverbot vorgesehen, damit „Ver-
mögen und Einnahmen der Anstalt nur im Inte-
resse der Anstalt oder der Versicherten verwen-
det werden dürfen“. Diese grundsätzliche Aus-
richtung ist jedenfalls für die westfälische Pro-
vinzial durch das „Gesetz über die Rechts-
verhältnisse der Westfälischen Provinzial-
Versicherungsanstalten und über die Aufhebung 
des Gesetzes betreffend die öffentlichen Feuer-
versicherungsanstalten“ vom 16. No-
vember 2001 tiefgreifend geändert worden. 
Seitdem haben die Gewährträger beispielsweise 
auch das Recht, das Stammkapital aus dem 
Jahresüberschuss zu verzinsen. 
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Unlängst haben die Unternehmensleitungen der 
rheinischen und westfälischen Provinzial noch 
betont, dass für die Zukunftsfähigkeit der öffent-
lichen Assekuranz in Nordrhein-Westfalen vor 
dem Hintergrund extrem niedriger Zinsen und 
deren Auswirkungen auf die Ertragsmöglichkei-
ten dringend Einsparungen notwendig seien. So 
sollen signifikante Synergiepotentiale durch eine 
Fusion der rheinischen und westfälischen Pro-
vinzial realisiert werden, indem rund zehn Pro-
zent der Stellen im Innendienst der Hauptver-
waltungen gestrichen würden. Das entspräche 
einem Personalabbau von rund 500 Stellen. 
Konkret gehen die Vorstände in ihrem Memo-
randum davon aus, dass im Fusionsfall durch 
Synergieeffekte mit einer Ergebnisverbesserung 
von 80 bis 100 Millionen Euro zu rechnen ist. 
Details und Ausgestaltungsfragen einer denkba-
ren Fusion der öffentlichen Assekuranzen woll-
ten die Beteiligten eigentlich in der Folgezeit 
klären. 
 
Ministerpräsidentin Hannelore Kraft und Fi-
nanzminister Dr. Norbert Walter-Borjans favori-
sieren nach bisherigen Bekundungen die Fusion 
der rheinischen und westfälischen Provinzial-
Versicherungen. 
 
Das Parlament hat daher ein Anrecht darauf, die 
Einschätzung der Landesregierung zum aktuel-
len Sachstand der Fusionsgespräche sowie De-
tails zu den Hintergründen der streitigen Eigen-
tums- und Rechtsformfragen zu erfahren. Dazu 
gehört auch der transparente Umgang mit den 
der Landesregierung vorliegenden Fakten. 
 
 
Scheitert die Provinzial-Fusion von Rheinprovinz 
und Westfalen an einer unüberwindbaren Inte-
ressenskollision ihrer Protagonisten?  
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Geschäftsbereich des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur-  
und Verbraucherschutz 
 
 

27 Abgeordneter 
Josef Hovenjürgen  CDU 

Wie lief die Versetzung des ehemaligen 
Staatssekretärs Paschedag nach Nieder-
sachsen ab? 
 
In der Sitzung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses am 19. September 2013 nahm das 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz zur Ver-
setzung des früheren Staatssekretärs Pasche-
dag nach Niedersachsen Stellung und trug die 
folgende Chronologie vor:  
 
Am 14. Februar 2013 wurde das Ministerium für 
Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz von Herrn Paschedag über 
seinen Versetzungswusch nach Niedersachsen 
informiert.  
 
Am 18. Februar 2013 hat das Niedersächsische 
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Ver-
braucherschutz und Landesentwicklung um die 
Versetzung von Herrn Paschedag per Mail ge-
beten.  
 
Am 19. Februar 2013 erfolgte die Befassung mit 
der Personalie im Kabinett und der Beschluss 
über die Versetzung von Herrn Paschedag mit 
dem folgenden Wortlaut: 
 
„Die Landesregierung erklärt ihr Einverständnis 
zu der beabsichtigten Versetzung von Herrn 
Staatssekretär Udo Paschedag vom Ministerium 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur 
und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-
Westfalen an das Niedersächsische Ministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucher-
schutz und Landesentwicklung zum nächstmög-
lichen Zeitpunkt.“ 
 
Die Bestätigung der Versetzung mit Übersen-
dung des Versetzungsschreibens erfolgte per 
Mail an Niedersachsen ebenfalls am 19. Februar 
2013. 
 
Auf Nachfrage erklärte das Ministerium für Kli-
maschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz, dass die Versetzung aus 
dienstlichen Gründen erfolgt sei, da dem Minis-
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terium keine anderen Erkenntnisse vorlagen. 
Weder das Versetzungsgesuch aus Nieder-
sachsen noch im Verfahren habe es Hinweise 
zu möglichen persönlichen Gründen für die Ver-
setzung von Herrn Paschedag gegeben. 
 
Demgegenüber soll die Niedersächsische Lan-
desregierung ebenfalls am 19. Februar 2013 
eine Versetzung von Herrn Paschedag aus  
ausdrücklich persönlichen Gründen beschlossen 
haben. Damit soll der damalige Staatssekretär 
auch einverstanden gewesen sein. Nach der 
erfolgten Versetzung erhielt Herr Paschedag in 
Niedersachsen eine Ausgleichszulage für die 
Differenz zwischen den niedrigeren Bezügen als 
Niedersächsischer Staatsekretär nach B9 im 
Vergleich zu seinen vorherigen Bezügen nach 
B10 in Nordrhein-Westfalen. Voraussetzung für 
diese Ausgleichszulage ist, dass der ehemalige 
Staatssekretär aus dienstlichen Gründen ver-
setzt wurde. 
 
 
Warum hat das Ministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz den damaligen Staatssekretär Pa-
schedag aus dienstlichen Gründen nach Nieder-
sachsen versetzt, obwohl die Niedersächsische 
Landesregierung eine Versetzung aus persönli-
chen Gründen beschlossen hatte? 
 

 


